
 Beilage C 

Erklärungen der Republik Österreich 
zum 

Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe 
in Strafsachen 

 

 

Zu Art. 6: 

Österreich erklärt gemäß Art. 6, dass es die Strafgerichte, die Staatsanwaltschaften und 

das Bundesministerium für Justiz als österreichische Justizbehörden betrachten wird. 

Zu Art. 17: 

Österreich benennt als zuständige Beamte zur Durchführung einer 

grenzüberschreitenden Observation die Beamten des Bundesministeriums für Inneres, 

Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit - Direktion für Spezialeinheiten - Zentrale 

Observation. 

Zuständige österreichische Behörde zur Bewilligung einer grenzüberschreitenden 

Observation ist gemäß § 55 Abs. 1 ARHG die Staatsanwaltschaft, in deren Sprengel die 

Grenze voraussichtlich überschritten wird oder von deren Sprengel 

grenzüberschreitende Observation ausgehen soll, im Fall einer Observation in einem 

nach Österreich einfliegenden Luftfahrzeug die Staatsanwaltschaft, in deren Sprengel 

der Ort der Landung liegt. Ist eine Zuständigkeit nach diesen Regelungen nicht 

feststellbar, so ist die Staatsanwaltschaft Wien zuständig. 

Zu Art. 18: 

Österreich benennt als zuständige Beamte zur Durchführung einer kontrollierten 

Lieferung die Beamten des Bundesministeriums für Inneres, Generaldirektion für die 

öffentliche Sicherheit - Direktion für Spezialeinheiten - Zentrale Observation und die 

Beamten der Zollämter als Finanzstrafbehörden. Österreich benennt als zuständige 

Behörden für die Bewilligung von Ersuchen nach  Art. 18 die Staatsanwaltschaft, in 

deren Sprengel die Grenze voraussichtlich überschritten wird oder von deren Sprengel 

die kontrollierte Lieferung ausgehen soll. 

Zu Art. 19: 

Österreich benennt als zuständige Behörden für Ersuchen nach Art. 19 die 
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Staatsanwaltschaft, in deren Sprengel der Einsatz voraussichtlich beginnen soll. 

Zu Art. 27: 

Österreich betrachtet die örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörden 

(Bezirkshauptmannschaften oder Organe einer Stadt mit eigenem Statut), in den 

Angelegenheiten des sachlichen Wirkungsbereichs der Landespolizeidirektionen im 

Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde 

erster Instanz ist, jedoch die Landespolizeidirektionen sowie die örtlich zuständigen 

Finanzstrafbehörden (Finanzämter und Zollämter) als zuständige Verwaltungsbehörden 

im Sinne von Art.  1 Abs. 3 des 2. Zusatzprotokolls. 
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